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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersiende Ich den 


Entwurf eines Gesetzes zu dem am 16. Juli 1956 
in Bonn Unterzeichneten Abkommen zwichen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über die Liquidation 
des früheren deutsch-schweizerischen Verrech- 
nungsverkehrs 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens sowie des Unterzeichnungsprotokolls 
und der Denkschrift zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Entwurf ist von den Bundesministern des Auswärtigen und der 
Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitats-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem am 16. Juli 1956 in Bonn Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Liquidation des früheren deutsch-schweizerischen 
Verrechnungsverkehrs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Dunaesratto das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 16. Juli 1956 in Bonn Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Liquidation des 
früheren deutsch-schweizerischen V errech- 
nungsverkehrs nebst Unterzeichnungsprotokoll 
wird zugestimmt. Das Abkommen und das 
Unterzeichnungsprotokoll werden nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Beträge, die nach Teil I des Abkommens 
gezahlt werden, unterliegen weder den Steu- 
ern vom Einkommen und Ertrag noch der 
Vermögensabgabe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz. Die gezahlten Beträge sind außerdem 
bis zum Ende desjenigen Kalenderjahres, in 
dem sie an die Berechtigten geleistet werden, 
von der Vermögensteuer befreit. Die Vor- 


schriften der §§ 47 und 74 Abs. 2 und 3, § 75 
des D-Mark-Bilanzgesetzes sind auf die ge- 
zahlten Beträge nicht anzuwenden. Verluste, 
die sich durch Abschreibung der bisherigen 
Wertansätze für die in Teil I des Abkom- 
mens geregelten Forderungen ergeben, blei- 
ben bei der steuerlichen Gewinnermittlung 
außer Betracht. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen und 
das Unterzeidinungsprotokoll gemäß Arti- 
kel 7 des Abkommens In Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 GG der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Wegen der Rechtfertigung der hier vorge- 
sehenen Freistellung von den Abgaben zum 
Lastenausgleich und gewisser steuerlicher Ver- 
günstigungen darf auf die Ausführungen im 
Allgemeinen Teil der anliegenden Denkschrift 
verwiesen werden. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auf das Land Berlin An- 


wendung finden; das Gesetz enthält daher 
die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung über das Inkrafttreten des 
Zustimmungsgesetzes entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Der Tag, an dem das Abkommen für die Bun- 
desrepublik völkerrechtlich in Kraft tritt, rich- 
tet sich nach den Bestimmungen des Arti- 
kels 7 des Abkommens. Der Tag des Inkraft- 
tretens des Abkommens ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Im übrigen unterliegt das Gesetz wegen der 
in Artikel 2 getroffenen Regelung der Zu- 
stimmung des Bundesrates nach Artikel 105 
Abs. 3 GG. 
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Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
die Liquidation des früheren deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehrs. 


Die Bundesrepublik Deutscltland 
und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft 

SIND IM BESTREBEN, die aus dem früheren deutsch- 
schweizerischen Verrechnungsverkehr herrührenden noch 
unerledigten privaten Forderungen und Verpflichtungen 
einer Regelung zuzuführen, und 

MIT RÜCKSICHT darauf, daß eine solche Regelung in 
einem Briefwechsel, der einen integrierenden Bestandteil 
des Abkommens über die Regelung der Forderungen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das ehe- 
malige Deutsche Reich vom 26. August 1952 darstellt, 
Vorbehalten worden ist, 

ÜBEREINGEKOMMEN, das folgende Abkommen zu 
schließen: 

TEIL I 

Zahlungen aus der Schweiz 
nach der Bundesrepublik Deutschland 

Artikel 1 

(1) Die Schweizerisdie Eidgenossenschaft verpflichtet 
sich zur Abgeltung der offenen Zahlungsansprüche der 
nach Artikel 2 antragsberechtigten natürlichen oder 
juristischen Personen des privaten oder öffentlichen 
Rechts, Handelsgesellschaften oder Personengemeinschaf- 
ten oder ihrer Rechtsnachfolger (im folgenden Gläubiger 
genannt) insoweit, als zur Begleichung solcher Ansprüche 

a) vor dem 9. Mai 1945 gemäß dem Abkommen 
vom 9. August 1940 über den deutsch-schweize- 
rischen Verrechnungsverkehr nebst Zusatz- 
abkommen Einzahlungen bei der Schweizeri- 
schen Nationalbank geleistet wurden, für welche 
die entsprechenden Zahlungsaufträge der 
Schweizerischen Verrechnungsstelle nicht bei der 
Deutschen Verrechnungskasse eingetroffen sind; 

b) auf das „Abwicklungskonto Clearing Deutsch- 
land" bei der Schweizerischen Nationalbank 
Beträge eingezahlt worden sind oder noch ein- 
gezahlt werden. 

(2) Diese Abgeltung wird nach Maßgabe der Artikel 2 
und 3 vorgenommen. 

Artikel 2 

(1) Die Zahlung erfolgt auf Antrag. Antragsbereditigt 
sind Gläubiger, welche iin Zeitpunkt der Antragstellung 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder in Berlin 
(West) ansässig sind oder dort eine zum Empfang der 
Zahlung berechtigte Stelle angeben. 

(2) Der Antrag ist bei der Deutschen Verrechnungs- 
kasse in Berlin (West) innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens einzureichen. 


(3) Die nach Absatz 1 zu leistenden Zahlungen werden 
durch die Deutsche Verrechnungskasse im Einvernehmen 
mit der Schweizerischen Verrechnungsstelle veranlaßt. 
Sind beide Verrechnungsinstitute der Auffassung, daß 
ein Zahlungsanspruch nicht besteht, oder kommen die 
Verrechnimgsinstitute zu keinem übereinstimmenden Er- 
gebnis, so hat die Deutsche Verrechnungskasse dem An- 
tragsteller einen begründeten ablehnenden Entscheid 
zu erteilen. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Verrechmmgsinstituten ist vor Erlaß des 
Entscheides die Paritätische Kommission (Artikel 5) an- 
ziihören. 

(4) Bei unverschuldeter Versäumnis der Antragsfrist 
(Absatz 2) kann Wiedereinsetzung in den früheren Stand 
bis längstens zwei Jahre nach Ablauf der Frist gewährt 
werden. Für die Prüfung und die Entscheidung über 
solche Anträge gelten die in Absatz 3 enthaltenen Be- 
stimmungen entsprechend. 

(5) Gegen den ablehnenden Entscheid der Deutschen 
Verrechnungskasse kann der Antragsteller innerhalb 
eines Monats seit dessen Zugang die Schiedsstelle (Ar- 
tikel 6) anrufen. 

Artikel 3 

(1) Die Gläubiger von nicht auf Reichsmark lautenden 
Zahlungsansprüchen erhalten zwei Drittel des eingezahl- 
ten Betrages in Deutscher Mark. 

(2) Die auf Reichsmark lautenden Zahlungsansprüche 
sind im Verhältnis 10 : 1 umzustellen und die sich daraus 
ergebenden Beträge in Deutscher Mark zu zahlen. 


TEIL II 

Zahlungen aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach der Schweiz 

Artikel 4 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich 
zur Abgeltung der Zahlungsansprüche, zu deren Be- 
gleichung Einzahlungen im Rahmen des Abkommens 
vom 9. August 1940 über den deutsch-schweizerischen 
Verrechnungsverkehr nebst Zusatzabkommen an die 
Deutsche Verrechnungskasse geleistet worden waren. 
Diese Verpflichtung beschränkt sich auf diejenigen Zah- 
lungsansprüche, welche von in der Schweiz domizilierlen 
natürlichen oder juristischen Personen des privaten oder 
öffentlicben Rechts, Handelsgesellschaften oder Personen- 
gemeinschaften oder ihren Rechtsnachfolgern bei der 
Schweizerischen Verrechnungsstelle angcmelclet worden 
sind. Eine Verpflichtung ist jedoch nicht gegeben, soweit 
die vorstehend Bczcichncten sich mit der Rückleitiing von 
Zahlungsaufträgen, welche die Deutsche Verrechnungs- 
kasse erteilt hatte, gegenüber der Schweizerischen Ver- 
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rechnungsstelle einverstanden erklärt haben oder eine 
rechtskräftige Rückleitungsverfügung der Schweizerischen 
Y crrechnungsstelle vorlicgt. 

(2) Soweit die nach Absatz 1 zu berücksichtigenden 
Zahlungsansprüche auf Reichsmark lauten, sind die Be- 
träge im Verhältnis 10 : 1 auf Deutsche Mark umzustellen. 

(3) Die nach Absatz 1 zu leistenden Zahlungen wer- 
den durch die Schweizerische Verrechnungsstelle im Ein- 
vernehmen mit der Deutschen Vcrrechnungskasse ver- 
anlaßt. Sind beide Verrechnungsinstitute der Auffassung, 
daß ein Zahlungsanspruch nicht besteht, oder kommen 
die Verrechnungsinstitute zu keinem übereinstimmenden 
Ergebnis, so hat die Schweizerische Verrechnungsstelle 
demjenigen, der den Zahlungsanspruch angemeldet hat, 
einen begründeten ablehnenden Entscheid zu erteilen. 
Im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Verrcchnungsinstituten ist vor Erlaß des Entscheides die 
Paritätische Kommission (Artikel 5) anzuhören. 

(4) Gegen den ablehnenden Entscheid der Schweizeri- 
schen Verrechnungsstelle kann der Betroffene innerhalb 
eines Monats seit dessen Zugang die Schiedsstelle 
(Artikel 6) anrufen. 

TEIL III 

Paritätische Kommission und Schiedsstelle 

Artikel 5 

(1) Es wird eine Paritätische Kommission bestellt. 
Diese setzt sich aus vier Mitgliedern zusammen, von 
denen jede Vertragspartei zwei innerhalb von einem 
Monat nach Inkrafttreten dieses Abkommens ernennt. 

(2) Die Paritätische Kommission nimmt die sich aus 
Artikel 2 Absatz 3 und 4 und Artikel 4 Absatz 3 er- 
gebenden Aufgaben wahr. 

(3) Darüber hinaus hat sic Fragen, die sich zwischen 
den Vertragsparteien aus diesem Abkommen ergeben, 
zu prüfen und gegebenenfalls Empfehlungen auszu- 
arbeiten. 

(4) Die Paritätische Kommission tritt nach Bedarf zu- 
sammen. 

Artikel 6 

(1) Es wird eine Schiedsstelle errichtet. Die Schieds- 
stelle entscheidet in den in Artikel 2 Absatz 5 und 
Artikel 4 Absatz 4 genannten Fällen. Die Schiedsstelle 
wird durch Einreichung eines schriftlich begründeten An- 
trages bei demjenigen Verrechnungsinstitut angerufen, 
dessen Entscheid angefochten wird. 


(2) Die Schiedsstelle besteht aus zwei Mitgliedern. Die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird einen 
deutschen, der Schweizerische Bundesrat einen schweize- 
rischen Richter auf die Dauer von vier Jahren zum Mit- 
glied ernennen. Falls nach Ablauf dieser Zeit noch Ver- 
fahren bei der Schiedsstelle anhängig oder zu erwarten 
sind, verlängert sich die Amtsdauer der Mitglieder um 
den erforderlichen Zeitraum. 

(3) Einigen sich die Mitglieder der Schiedsstelle nicht 
über die zu treffende Entscheidung, so ziehen sie einen 
von ihnen auszuwählenden Obmann zu. Der Obmann 
darf weder deutscher noch schweizerischer Staatsange- 
höriger sein und muß die für die Ausübung des Richter- 
amtes in seinem Heimatstaat erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllen. Für den Fall, daß die Mitglieder sich 
nicht über die Person des Obmanns einigen, wird der 
Obmann auf Antrag eines der beiden Mitglieder von 
dem Präsidenten des auf Grund des Londoner Schulden- 
abkommens errichteten Schiedsgerichtshofes ernannt. 

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind bei ihren Ent- 
scheidungen unabhängig und an keinerlei Weisungen 
gebunden. 

(5) Die Schiedsstelle gibt sich eine Verfahrensordnung, 
die von den beiden Regierungen zu genehmigen ist. Die 
Schiedsstelle tritt nach Bedarf zusammen. 

(6) Die deutschen und die schweizerischen Gerichte 
und Behörden werden der Schiedsstelle die erforderliche 
Rechts- beziehungsweise Amtshilfe gewähren. 

(7) Die Entscheidungen der Schiedsstelle sind endgültig 
und bindend. 

TEIL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 7 

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Rati- 
fikationsurkunden werden sobald wie möglich in Bern 
ausgetauscht. Das Abkommen tritt einen Monat nach 
dem Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 

Artikel 8 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(2) Die Schweizerische Eidgenossenschaft schließt dieses 
Abkommen auch im Namen des Fürstentums Liechten- 
■ stein. 


ZU URKUND DESSEN haben die zu diesem Zweck 
ordnungsmäßig bevollmächtigten Vertreter dieses Ab- 
kommen mit ihren Unterschriften versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 16, Juli 1956 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

H a 1 1 s t ei n 
Feaux de la Croix 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gezeichnet: 

I k 1 e 
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Unterzeichnungsprotokoll zum Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Liquidation des früheren deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehrs. 


Zu Artikel 1 

(d) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, daß 
der Ausgleich der sich nach Maßgabe der Bestimmungen 
über den internationalen Post- und Fcrnmeldeabrech- 
nungsverkehr aus der Abrechnung zwischen der Deut- 
schen Reichspost und der schweizerischen Post-, Tele- 
graphen- und Tclephonverwaltung per 8. Mai 1945 er- 
gebenden Ansprüche einem besonderen Abkommen 
zwischen den beiderseitigen Postverwaltungcn Vorbehal- 
ten bleibt. 

(b) Die für das „Abwicklungskonto Clearing Deutsch- 
land" getroffenen Bestimmungen gelten nicht für das 
„Unterkonto Österreich". 


Zu Artikel 2 

(a) Die Schweizerische Verrechnungsstelle veranlaßt, 
daß die den Gläubigern zuerkannten Beträge aus ihrem 
Konto bei der Bank deutscher Länder (siehe Bestimmun- 
gen zu Artikel 4 Absatz a dieses Protokolls) in Deutscher 
Mark ausgezahlt werden. 

(b) Soweit die Einzahlungen der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß den Bestimmungen zu Artikel 4 Ab- 
satz a dieses Protokolls nicht ausreichen, wird die 
Schweizerische Verrechnungsstelle die zur Ausführung 
der Zahlungen erforderlichen Beträge in Deutscher Mark 
anschaffen; die Anschaffung erfolgt im Wege des gebun- 
denen Zahlungsverkehrs, solange ein solcher zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz besteht. 

(c) Die Schweizerische Verrechnungsstelle rechnet die 
auf Schweizerfranken lautenden Zahlungsansprüche in 
Deutsche Mark um. Die Umrechnung erfolgt unter An- 
wendung des in Artikel II des Zahlungsabkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 10. November 
1953 genannten Wertverhältnisses (offizieller Kurs). 

Tritt das Zahlungsabkommen außer Kraft, so erfolgt 
die Umrechnung zu einem alsdann zu vereinbarenden 
Kurs. 

(d) Die Schweizerische Verrechnungsstelle übersendet 
die Auszahlungsaufträge der Deutschen Verrechnungs- 
kasse. Diese versieht sie mit ihrem Bestätigungsvermerk 
und leitet sie an die Bank deutscher Länder zur Ausfüh- 
rung weiter. 

Zu Artikel 4 

(a) Die Bundesrepublik Deutschland überweist für die 
von ihr zu zahlenden Beträge, auf Abbruf der Schweize- 
rischen Verrechnungsstelle, Deutsche Mark auf ein DM- 
Konto, welches bei der Bank deutscher Länder auf den 
Namen der Schweizerischen Verrechnungsstelle errichtet 
wird. 


(b) Bei der Umrechnung in Schweizerfranken der ge- 
mäß Absatz a abgerufenen DM-Beträgc wendet die 
Schweizerische Verrechnungsstelle das in Artikel II des 
Zahlungsabkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 10. November 1953 genannte Wertverhältnis (offi- 
zieller Kurs) an. 

Tritt das Zahlungsabkommen außer Kraft, so erfolgt 
die Umrechnung zu einem alsdann zu vereinbarenden 
Kurs. 

(c) Spätestens nach Ablauf von zwei Jahren nach In- 
krafttreten des Abkommens wird die Schweizerische Ver- 
rechnungsstelle der Deutschen Verrechnungskasse eine 
Abrechnung über die in der Schweiz ausgezahlten Be- 
träge erteilen. 

(d) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, daß 
unter Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 nur Einzahlungen auf 
solche Zahlungsansprüche fallen sollen, die nach ihrer 
Art gemäß den flestimmungen des Abkommens vom 
9. August 1940 über den deutsch-schweizerischen Ver- 
rechnungsverkehr abzuwickeln waren. 

Zu Artikel 1 bis 4 

(a) Die deutschen und schweizerischen Behörden wer- 
den die zur Durchführung des Abkommens erforder- 
liche Amtshilfe gewähren. 

(b) Mit der Annahme der nach dem Abkommen zu 
zahlenden Beträge erklären sich die Begünstigten hin- 
sichtlich der den Zahlungen zugrunde liegenden Forde- 
rungen einschließlich Zinsen für abgefiinden. Fiat sich der 
Begünstigte mit der Rückleitung des zu seinen Gunsten 
erteilten Zahlungsauftrages einverstanden erklärt, oder 
ist eine Rückleitungsverfügung der Schweizerischen Ver- 
rechnungsstelle rechtskräftig geworden, so kann der Be- 
günstigte Ansprüche aus der dem Zahlungsauftrag zu- 
grunde liegenden Einzahlung nicht mehr hcrleiten. In den 
irn vorstehenden Satz umschriebenen Fällen richtet sich 
die Frage, ob und inwieweit diejenigen, welche Einzah- 
lungen bei der Deutschen Verrechnungskasse geleistet 
haben, eine Abgeltung erhalten, nach den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften. 

(c) Sind Auszahlungen an deutsche oder schweizerische 
Gläubiger vorgenommen worden und machen Dritte mit 
Erfolg Ansprüche auf die ausgezahlten Beträge geltend, 
so werden diese Ansprüche befriedigt, 

soweit es sich um Auszahlungen nach Artikel 1 
handelt, durch die Bundesrepublik Deutschland, 
soweit es sich um Auszahlungen nach Artikel 4 
handelt, durch die Schweizerische Eidgenossen- 
schaft. 

In diesen Fällen gehen alle etwaigen Ansprüche gegen 
den Zahlungsempfänger auf Rückzahlung der erhaltenen 
Auszahlung auf diejenige Vertragspartei über, die den 
Dritten befriedigt hat. 
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(d) Von den auszuzahlenden Beträgen wird eine Ver- 
waltungsgebühr von 0,5 Vo erhoben, die bei Auszahlun- 
gen nach Artikel 1 der Schweizerischen Verrechnungs- 
stelle, bei Auszahlungen nach Artikel 4 der Deutschen 
Verrechnungskasse zusteht. 

Zu Artikel 6 

(a) Als Mitglieder der Schiedsstelle können im Amt 
befindliche und ehemalige Richter ernannt werden. Sie 
können nicht abberufen werden. 

(b) Die Mittel für die Entschädigung und Taggelder 
der Mitglieder der Schiedsstelle werden von der Regie- 
rung aufgebracht, die das Mitglied ernannt hat. Die zur 
Deckung der Entschädigung und der Taggelder des Ob- 
mannes und der sonstigen Kosten der Schiedsstelle er- 
forderlichen Mittel werden von den Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. 

(c) Für das Verfahren vor der Schiedsstelle werden 
Gebühren erhoben, die den Vertragsparteien je zur 
Hälfte zufließen. Die Gebühren bemessen sich nach dem 
von der Schiedsstelle festzusetzenden Streitwert. Art und 


Höhe der Gebühren richten sich nach den für das Pro- 
zeßverfahren in der Berufungsinstanz in Zivilsachen vor 
dem Schweizerischen Bundesgericht geltenden Bestim- 
mungen. 

(d) Der Antragsteller hat die Gebühren zu tragen, wenn 
und soweit er unterliegt. In besonderen Fällen kann die 
Schiedsstelle aus Billigkeitsgründen von einer Erhebung 
der Gebühren ganz oder teilweise absehen. Die Schieds- 
stelle setzt die entsprechenden Gebühren in ihrer End- 
entscheidung fest. Insoweit stellt die Endentscheidung 
einen vollstreckbaren Titel im Sinne des deutschen 
Zivilprozeßrechtes beziehungsweise des schweizerischen 
Schuldbetreibungsrechtes dar. 

Die Schiedsstelle soll im allgemeinen ihr Tätigwerden 
von der Zahlung eines angemessenen Gebührenvor- 
schusses abhängig machen. 

Dieses Unterzeichnungsprotokoll ist ein integrierender 
Bestandteil des heute Unterzeichneten Abkommens zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über die Liquidation des 
früheren deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehrs. 


GESCHEHEN zu Bonn am 16. Juli 1956 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

H a 11 s t e i n 
Feaux de la Croix 


Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gezeichnet: 

Ikle 


Bunde sdriu'kc re i Bonn 7764 12. >6 



Denkschrift 


zum 

Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über 

die Liquidation des früheren deutsch-schweizerisdien 
V er rechnungs verkehr s 
vom 16. Juli 1956 


A. ALLGEMEINER TEIL 

Der deutsdi-sdiweizerische Zahlungsverkehr, 
der zuletzt auf dem Abkommen vom 
9. August 1940 (RGBL II S. 243 ff.) und ver- 
schiedenen Zusatzabkommen beruhte, kam 
gegen Kriegsende zum Erliegen. Infolge der 
Kriegsverhältnisse, insbesondere durch Stö- 
rungen im Postverkehr waren auf beiden Sei- 
ten Überweisungsaufträge steckengeblieben, so 
daß die bei den Verrechnungsinstituten — der 
Deutschen Verrechnungskasse in Berlin und 
der Schweizerischen Verrechnungsstelle in 
Zürich — geleisteten Einzahlungen die Gläu- 
biger nicht erreichten. Das gleiche galt für 
Überweisungsaufträge, die von der Schweiz 
wegen des Fehlens gewisser Voraussetzungen 
nicht ausgeführt worden waren. Da im 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsabkom- 
men die sonst zum Teil übliche Bestimmung 
über die schuldbefreiende Wirkung der im 
Verrechnungsverkehr erfolgten Einzahlungen 
fehlte, blieb es zweifelhaft, ob die Schuldner 
nicht trotz ihrer Einzahlung ihren Gläubigern 
weiterhin verpflichtet waren. Während Im 
„Abkommen über die Regelung der Forderun- 
gen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehernalige Deutsche Reich"" vom 
26. August 1952 die Forderungen der Schweiz 
aus den zur Aufrechterhaltung des Clearing- 
verkehrs dem Reich gewährten Krediten (der 
sogenannten Clearing-Milliarde) geregelt 
wurden, konnte die Abwicklung der noch 
nicht bereinigten privaten Ansprüche aus dem 
Verrechnungsverkehr damals nicht erfolgen, 
weil noch jede Übersicht über diesen Bereich 
fehlte. Es wurde jedoch In einem Schriftwech- 
sel vom gleichen Tage vereinbart, daß ent- 
sprechend Artikel 10 der Anlage IV zum nach- 


maligen Londoner Schuldenabkommen auch 
für die im Rahmen des geschlossenen Abkom- 
mens noch unerledigten privaten Verpflichtun- 
gen im Wege von Regierungsverhandlungen 
eine Regelung heAeigeführt werden solle. 

Entsprechende Verhandlungen konnten nicht 
so bald aufgenommen werden, wie das wün- 
schenswert gewesen wäre, weil die Deutsche 
Verrechnungskasse nahezu ihre igesamten 
Unterlagen im Ostsektor von Berlin einge- 
büßt hat und die Schweizerische Verrech- 
nungsstelle erst In mühevoller Kleinarbeit das 
bei ihr vorhandene umfangreiche Material 
sichten und klären mußte. So war erst Anfang 
des Jahres 1954 eine erste Überprüfung des 
schweizerischen Zahlenmaterials möglich, und 
nach Prüfung grundlegender Rechtsfragen be- 
gannen Im Oktober 1954 Verhancllungen 
zwischen einer deutschen und schweizerischen 
Delegation, die im September/Oktober 1955 
und Mai/ Juni 1956 fortgesetzt wurden und 
am 16. Juli 1956 zum Abschluß des vorlie- 
genden Abkommens führten. 

Obwohl das Bestreben beider Seiten von An- 
fang an darauf gerichtet war, Im Interesse der 
beteiligten Gläubiger möglichst bald zu einer 
befriedigenden Lösung zu gelangen, gestalte- 
ten sich die Verhandlungen schwierig und 
zeitraubend, weil in tatsächlicher und recht- 
licher Hinsicht viele Zweifel zu klären waren, 
und weil die Entwicklung, welche die Dinge 
nach dem Zusammenbruch des Reiches genom- 
men hatten, eine zufriedenstellendeLösung ganz 
besonders erschwerte. Auf der deutschen Seite 
war es die Zahlungsunfähigkeit der Deutschen 
Verrechnungskasse, auf der schweizerischen 
Seite der sogenannte „Schulden ruf"", den der 
Schweizerische Bundesrat am 26. Februar 1946 
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erlassen hatte und durch den die schweize- 
rischen Schuldner angehalten wurden, clea- 
ringpflichtige Verbindlichkeiten aus der Zelt 
vor dem 9. Mai 1945 auf ein bei der Schwei- 
zerischen Nationalbank errichtetes „Abwick- 
lungskonto Deutschland“ zu überweisen. Diese 
Einzahlungen, denen schweizerischerseits 
schuldbefreiende Wirkung beigelegt worden 
war, sollten nach dem Schuldenruf „durch die 
Schweizerische Verrechnungsstelle gemäß den 
bestehenden oder noch zu treffenden zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen an die Be- 
günstigten weitergeleitet werden.“ Sie wurden 
jedoch zunächst zu einer kassenmäßigen Ent- 
lastung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
hinsichtlich der dem Reich gewährten Clea- 
ringvorschüsse verwendet. Angesichts dieses 
Sachverhalts und der sich aus Ihm ergebenden 
verschiedenartigen Lage konnte es nicht aus- 
bleiben, daß die beiden Delegationen ganz 
verschiedene Lösungsmöglichkeiten für die 
Liquidation des Clearings ins Auge faßten 
und ihre dementsprechenden Vorschläge 
durchzusetzen versuchten. Im Wege gegensei- 
tigen Nachgebens wurde schließlich ein Kom- 
promiß gefunden, wie ihn das vorliegende 
Abkommen darstellt. Er geht davon aus, daß 
jedes Land die In dem anderen Land domizi- 
lierten Gläubiger zu befriedigen hat. Für die 
Bundesrepublik rechtfertigt sich diese Rege- 
lung, weil es sich teils um schweizerische For- 
derungen gegen ehemalige Reichsstellen han- 
delt und teils Verpflichtungen der Deutschen 
Verrechnungskasse in Rede stehen, deren 
Übernahme für die Bundesrepublik angesichts 
der besonderen Lage dieser Clearingliquida- 
tion unausweichlich war. Die Anzahl der von 
der Regelung betroffenen Gläubiger ist erheb- 
lich; auf deutscher Seite kommen rund 10 000, 
auf schweizerischer Seite rund 5000 An- 
spruchsberechtigte in Betracht. 

Ein besonders schwieriges Problem bildete die 
Frage, In welcher Höhe die noch offenen For- 
derungen In Anbetracht der Änderung der 
Währungsverhältnisse und des Wechselkurses 
befriedigt werden sollten. Die schließlich ge- 
fundene Lösung wird manche Gläubiger ent- 
täuschen. Bezüglich der Reichsmark-Forderun- 
gen konnte entsprechend der für die Bundes- 
republik maßgeblichen Währungsgesetzgebung 
nur eine Umstellung im Verhältnis 10:1 in 
Betracht kommen. Was die Franken-Forde- 
rungen angeht, so war die Schweiz nicht ge- 
willt, die vollen Franken-Beträge in Höhe der 
erfolgten Einzahlungen an die deutschen 
Gläubiger zu zahlen. Sie wollte vielmehr In 


Anlehnung an die Kursrelation des früheren 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehrs 
nur Beträge auszahlen, die wesentlich unter 
den nach dem Abkommen maßgebenden Be- 
trägen geblieben wären. Die gefundene Lö- 
sung — Befriedigung der deutschen Gläubi- 
ger In Höhe von Ihrer Forderungen — 
lehnt sich an die Regelung des deutsch-schwei- 
zerischen Abkommens über die deutschen Ver- 
mögenswerte In der Schweiz an. Die damit 
verbundene Einbuße der Gläubiger wird je- 
doch wesentlich gemildert durch die vorge- 
sehene Freistellung von den Abgaben zum 
Lastenausgleich und gewisse steuerliche Ver- 
günstigungen. Die Regelung hat deshalb auch 
die Billigung der zu dem Gesamtproblem 
ständig gehörten Spitzenorganisationen der 
beteiligten Gläubiger gefunden. 

Unter Zugrundelegung der von der Schwei- 
zerischen Verrechnungsstelle ermittelten Zah- 
len wird die Schweiz an die deutschen Gläu- 
biger rund 30 Mio sfrs. zu zahlen haben, 
während die Bundesrepublik zur Befriedigung 
der schweizerischen Forderungen Insgesamt 
etwa 20,3 Mio DM aufzubringen haben wird. 
Hierzu kommt als deutscher Beitrag die er- 
wähnte Freistellung von den Abgaben zum 
Lastenausgleich und von der Einkommen- und 
Vermögensteuer, wie sie den deutschen Betei- 
ligten für die Ihnen auf Grund des Abkom- 
mens zufließenden Beträge durch Artikel 2 
des Zustimmungsgesetzes gewahrt werden soll. 
Die Befreiung entspricht Im wesentlichen der 
Im § 3 des deutschen Ratifikationsgesetzes 
vom 7. März 1953 zu den sogenannten 
Schweizer Abkommen (BGBl. 1953 TI S. 15) 
getroffenen Regelung. Auch damals wurde 
den deutschen Beteiligten, die Vs Ihrer Ver- 
mögenswerte einbüßten, diese Vergünstigung 
zuteil. Eine ausdrückliche Verpflichtung zu 
dieser Freistellung Ist — entgegen schweize- 
rischen Wünschen — nicht In das Abkommen 
aufgenommen worden, weil die Regelung sol- 
cher Fragen üblicherweise der Internen Gesetz- 
gebung Vorbehalten bleiben muß. Die schwei- 
zerische Seite hat iedoch keinen Zweifel dar- 
über gelassen, daß sie das Abkommen nur 
ratifizieren wird, wenn das deutsche Ratifika- 
tionsgesetz die fragliche Befreiung festlegt. 

Würde die Freistellung nicht gewährt, so wür- 
den die dem Lastenausgleichsfonds zufallen- 
den Abgaben schätzungsweise 12 Mio DM be- 
tragen; hierbei ist berücksichtigt, daß nicht 
alle Zuflüsse der Vermögensabgabe unterlie- 
gen. Diese Berechnung Ist allerdings insofern 
irreal, als ohne die Befreiung das Abkommen 
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nicht zustande käme, also überhaupt keine 
Beträge in die Bundesrepublik fließen würden. 
Durch das Abkommen wird ein Schlußstrich 
unter die Ansprüche aus dem früheren 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr 
gezogen und damit ein Komplex bereinigt, der 
sich noch immer störend auf die deutsdi- 
sdiweizerischen Finanz- und Handelsbezie- 
hungen ausgewirkt hat. Das Abkommen for- 
dert von allen Beteiligten, insbesondere auch 
den beiden Vertragsparteien, erhebliche Opfer. 
Diese müssen aber im Interesse einer endlichen 
Normalisierung der deutsch-schweizerischen 
Beziehungen hingenommen werden, einer 
Normalisierung, die letzten Endes nicht nur 
den einzelnen an den deutsch-schweizerischen 
Handelsbeziehungen vmmittelbar Interessier- 
ten, sondern auch insgesamt den beteiligten 
Volkswirtschaften zugute kommen dürfte. 


B. BESONDERER TEIL 

Im einzelnen Ist zu den Bestimmungen des 
Abkommens folgendes zu sagen: 

Teil I regelt die Zahlungen aus der Schweiz 
nach der Bundesrepublik. 

In Artikel 1 ist der Kreis der in Betracht 
kommenden Zahlungsansprüche umschrieben. 
Die Einbeziehung der künftig noch auf dem 
Abwicklungskonto eingehenden Beträge (Ab- 
satz 1 Buchstabe b) schien angezeigt, weil an- 
dernfalls manche ;deut sehen Gräubiger wegen 
eingetretener Verjährung nicht mehr mit ei- 
ner Befriedigung ihrer Ansprüche hätten rech- 
nen können. Die Auszahlung an die Berech- 
tigten erfolgt nach Artikel 2 nur auf Antrag; 
es steht also im Belieben jedes Gläubigers, ob 
er von der vorgesehenen Regelung Gebrauch 
machen will oder nicht. Um klare Verhält- 
nisse zu schaffen, ist vorsorglich im Unter- 
zeichnungsprotokoll „zu Artikel 1 bis 4“ 
Abs. b bestimmt, daß sich die Begünstigten 
mit der Annahme der ihnen nach diesem Ab- 
kommen zu zahlenden Beträge wegen aller 
Ansprüche für abgefunden erklären. Da an- 
traigs'berechtigt auda Gräubiger sind, die in der 
Bundesrepublik oder in West-Berlin eine 
Zahlstelle angeben, ist den Belangen von 


Gläubigern, die nicht in der Bundesrepublik 
wohnen, ausreichend Rechnung getragen. 
Nicht zuletzt mit Rücksicht auf diese Gläu- 
biger ist die Antragsfrist auf 2 Jahre bemes- 
sen und für den Fall unverschuldeter Frist- 
versäumnis die Möglichkeit einer Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand vorgesehen. 

Artikel 3 bestimmt, in welchem Umfang die 
Zahlungsansprüche befriedigt werden; inso- 
weit darf auf die Ausführungen im Allge- 
meinen Teil verwiesen werden. 

Teil II regelt die Zahlungen der Bundesrepu- 
blik nach der Schweiz. Hier bringt Artikel 4 
Abs. 1 in Satz 2 und 3 in Verbindung mit 
den Bestimmungen des Unterzeichnungsproto- 
kolls „zu Artikel 4“ (d) und „zu Artikel 1 
bis 4“ eine wichtige Beschränkung der deut- 
schen Zahlungsverpflichtung. Diese war not- 
wendig, weil — offenbar unter dem Eindruck 
des Kriegsverlaufs — von Deutschland aus 
versucht worden ist, Beträge unter Mißbrauch 
des Verrechnungsweges zu transferieren. 

Die Entscheidungen über die Anspruchsbe- 
rechtigung der Gläubiger werden durch die 
Deutsche Verrechnungskasse und die Schwei- 
zerische Verrechnungsstelle ein vernehmlich ge- 
troffen. Bel Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen beiden Instituten und zur Klärung 
etwaiger Zweifelsfragen bei der Auslegung 
des Abkommens wird eine aus 4 Mitgliedern 
bestehende paritätisch besetzte Kommission 
(Artikel 5) tätig. Gegen ablehnende Bescheide 
der Institute kann eine Schledsstelle (Arti- 
kel 6) angerufen werden, die mit unabhängi- 
gen und an keine Weisungen gebundenen 
Richtern besetzt ist. 

Das Abkommen, das der Zustimmung der ge- 
setzgebenden Körperschaften beider Länder 
bedarf, soll sich auf deutscher Seite auf Ber- 
lin und auf schweizerischer Seite auf das Für- 
stentum Liechtenstein erstrecken. 

Im Unterzeichnungsprotokoll, das einen we- 
sentlichen Bestandteil des Abkommens bildet, 
werden Im wesentlichen technische Fragen im 
Zusammenhang mit der Durchführung des 
Abkommens geregelt. Die Bestimmung „zu 
Artikel 1 bis 4" soll, wie bereits oben er- 
wähnt, die Begrenzung der Zahlungsverpflich- 
tungen sichern. 
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